
Dos Kortenhous Moostricht föllt zusommen
Seit Ende des letzten Jahrhunderts, dem Beginn des
imperialistischen Zeitalters, ist der Kapitalismus im
Weltmaßstab in einem Widerspruch gefangen, den er
nicht lösen kann. Er hat wirtschaftliche Abhängigkeit
und eine weltweite Arbeibteilung hervoqgebracht, die
die nationalen Grenzen überschreiten. Doch diese in
hohem Grade integrierte Weltwirtschaft - enger ver-
bunden als je zuvor - ist politisch in verschiedene kon-
kurrierende Nationalstaaten und unbeständige im-
perialistische Blöcke gespalten. Deren gegenseitige
Feindschaft droht die internationalen wirtschaftli-
chen Bande, die der Kapitalismus geknüpft hat, zu zer-
setzen und zu zerreißen.

Die kapitalistische Entwicklung beinhaltet einen
tiefgeifenden Widerspruch zwischen den Erfordernis-
sen internationaler Integration und der Notwendig-
keit für jede Bourgeoisie, "nationale Lösungen" ge-
genüber den Maßnahmen ihrer Rivalen zu finden:
Dumping, Einschränkungen des Marktes, Protektio-
nismus usw. Dieser Widerspruch hat bereis zu zwei
Weltkriegen geführt. Aufgrund der Notwend igkeit,
gegenüber dem Sowjetblock in der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg Einheit zu bewahren, wurde er in
den letzten 45 Jahren teilweise unterdrückt. Aber die
kapitalistische Widersprüchlichkeit wurde irnmer nu r
mühsam verdeckt. Jetzt, da die Sowjetunion nicht
mehrexistiert und die einst unbestrittene wirtschaftli-
che Vormachtstellung der USA schon lange nicht
mehr besteht, rücken die Rivalitäten zwischen den
größten kapitalistischen Mächten in den Vordeqgrund
des Weltgeschehens. Dies ist niqgends offensichtlicher
geworden als unlängst während der schweren Er-
schütterungen in der sogenannten Europäischen Ge-
meinschaft (EG).

Nach dem zweiten Weltkrieg befand sich der west-
europäische Kapitalismus in einer äußerst prekären

[^age. Industrie und landwirtschaft waren nahezu
zusammengebrochen, und praktisch in jedem land
wanen die Herrschenden aufgrund ihrer Kollabora-
tion mit dem Faschismus diskreditiert. Aus Furcht vor
einer wütenden und aufständischen Arbeiterklasse
waren d ie Kapitalisten zur Konsolid ierung ihrer Herr-
schaft darum bemüht, die nationalen Antagonismen
zu unterdrücken. Der U$Imperialismus unterstützte
Maßnahmen hin zur europäischen Zusammenarbeit
und förderte das EG-Projekt, weil es den Aufbau eines
westeuropäischen kapitalistischen Bollwerks gegen
d ie Sowietunion unterstü tzte.

Als die amerikanische Hegemonie schwand, be-
kamen d ie Bestrebungen nach umfassenderer europä-
ischen Einheit eine größere Dynamik. Diese Be-
strebungen wurden durch den Wunsch hervorgeru-
fen, eine Wirksamkeit zu erreichen bei Operationen in
einem gößeren wirtschaftlichen Rahmen. Darüber-
hinaus drückten sie die wachsende Fähigkeit der eu-
ropäischen herr:chenden Klassen aus, ihre eigenen
imperialistischen Ambitionen zu verfolgen. Die weit-
sichtigeren IGpitalistenerkannten, daß die enorme in-
ternationale Ausweitung der Produktion, des Han-
dels und des Finanzkapitals eine umfassende europä-
ische wirtschaftliche Integration erfo rderte, um erfolg-
reich am weltweiten Wettstreit um Märkte und Ein-
flußsphären teilzunehmen. Jedoch sah jede der impe-
rialistischen Bourgeoisien die Vereinigung gleichzei-
tig als ein Mittel an, ihre eigenen, besonderen (oftmals
miteinander unvereinbaren) nationalen Interessen
voranzutreiben.

Was also 1952 als ein Abkommen zwischen Frank-
reich, Deutschland, Italien und den Benelux-Staaten
zur Beseitigung aller Schranken für den Export und
Import von Kohle und Stahl begann, wurde mit der
Unterzeichnung des Vertrages von Rom 1957 zum



Entwurf einer vollständigen europäischen wirtschaft -

lichen und scNießlich politischen Einheit. Bis 1968
hatten die neun Staaten, die damals zum sogenannten
Gemeinsamen Markt gehörten, eine vollständige Zoll-
union, einen gemeinsamen Außenzoll und einen frei-
eren Verkehr von Kapital und Arbeitskräften inner-
halb der Gemeinschaft zustande gebracht. Britannien
trat der EWG 1973 bei, und die Anzahl der Mitglieds-
staaten erweiterte sich später auf die gegenwärtigen
Zwölf.

Der Weg zur europäischen Einheit war immer ein
Hindernislauf. Britannien, das sich an den Erinnerun-
gen veqgangener imperia ler Macht festkla mmerte und
häufig seine "besonderen Beziehungen" mit den USA
höher bewertete als eine engere Zusammenarbeit mit
seinen traditionellen Feinden auf dem Kontinent, hielt
sich Europa für viele Jahre vom Leibe und bleibt selbst
heute ein widerwilliger Partner. Die Einheitsbestre-
bungen kamen während der weltweiten Stagnation
Mitte der 70er und den frühen 80er Jahren beinahe
zum Stillstand; die EWG-Mitgliedsstaaten waren da-
mit beschäftigt, mit ihren eigenen internen Krisen
fertig zu werden, oftmals auf Kosten des jeweiligen
anderen.

Dennoch lebte der Integrationsprozeß Mitte der
S0erJahre wieder auf. Die Europäische Akte von 1986
und der Maastrichter Vertrag von7992 zielten auf das
ab, was die Verfasser des Vertrags von Rom als den
zweiten Schritt nach der Schaffung einer Zollunion ins
Auge gefaßt hatten: die volle europäische wirbchaft-
liche Integration. Mit diesen beiden Abkommen ka-
men die Mitgliedsstaaten überein, bedeutende Be-
standteile nationaler Souveränität aufzuheben. De
Einheitliche Europäische Akte führte zu einer Funk-
tionserweiterung der Europäischen Kommission in
Brüssel: Während früher jeder Mitgliedsstaat ein Ve-
torecht gegen die Kommissionsentscheidungen hatte,

wurden der Kommission nun ausgedehnte Machtbe-
fugnisse zuerkannt, um in vielen Wirtschaftsbereichen
Verordnungen durch Mehrheitsentscheidungen zu
erlassen. Die Beseitigung aller Grenzkontncllen wurde
für 1993 vorgeschlagen. DerMaastrichter Vertrag ent-
warf einen Plan für die fthaffung einer europäischen
Währung (Europäische Währungsunion, EWU) bis
zum Ende des Jahrhunderts. Mit dem Inkrafttl€ten
dieser beiden Verträge schien Europa auf dem Weg
zum dritten und letzten Schritt, wie er von den Archi-
tekten des Vertrags von Rom vorgesehen wa r: der Zu-
sammenschluß der Mitgliedsstaaten zu einem föde-
ralistischen Superstaat mit einer Außenpolitilg einem
Parlament und einq Armee.

Heute liegtdiese Vision inTrümmern. Die unlosba-
ren Konflikte zwischen den nationalen und intematio-
nalen Erfordernissen des Kapitals lähmen die Bewe-
gung hin zur europäischen wirtschaftlichen und poli-
tischen Integration. Der Weg nach Wolkenkuckucks-
heim hat sich als mit Tretminen bestückt erwiesen, die
ihren Ursprung in der Natur des Kapitalismus haben.

Der Zusammenbruch des EWS -
e in  Schlag für  Maast r icht
De Pläne, mit denen auf eine gemeinsame Währung
hingearbeitet wurde (sie wurden als ein Meilerstein
auf dem Weg zur Eunrpäischen Union angesehen),
zercchlugen sich durchdie beiden Währungskrisen im
September 1992 und |uli 1993. Um die Währungsuni-
on zustande zu bringen, mußte gewähdeistet werden,
daß die Währungen aller Mitgliedsstaaten als zuver-
lässiger gesamteuropäischer Wertma ßs tab fungierten.
Des wiederum erforderte stabile Wechselkurse zwi-
schen den verschiedenen nationalen Währungen. Und
letzteres war das Ziel des Europäischen Währungssy-
stems (EWS), welches eine enge Bandbreite vor-
schrieb, innerhalb derer Kursschwankungen der EG-
Währungen in Bezug aufeinander erlaubt waren
(2,25% ober- oder unterhalb eines vorher festgesetzten
"Leitkurses"). Aber die relativen Werte von Währun-
gen schwanken gemäß dem Zustand der nationalen
Wirtschaft, auf die sie sich stützen. Diese nationalen
Wirtschaften Westeuropas weisen vercchiedene Inve-
stitions- und Waclstumsraten auf, befinden sich auf
verschied enen Entwicklungsstufen und werden folg-
lich von vercchiedenen, oftmals kollidierenden Erfor-
dernissen angetrieben. Die Inflationsra ten, Zinssätze
und Höhen der Staatsverschuldung sind von Staat zu
Staat verschieden, dennoch betonte der EG-Minister-
rat nachdrücklich, das EWS könne nur beibehalten
werden, wenn alle diese Faktoren durch strikte fiska-
lische Kontrollen stabilisiert würden.

Tonangebend in der EG ist Deutschland mit der in
Europa mächtigsten Wirtschaft und einer Deubchen
Mark die enbprechend die Grundlage der Währungs-
union ist. Aber die Einverleibung der DDR erwies sich
als weit kostspieliget als es sich die westdeutsche
Bourgeoisie je voqgestellt hatte. In ihrer Eile, sofortige
Kontrolle über die Wirtschaft der DDR zu erlangen,
entschied die BRD,daßvom 1.Juli l990analle Exporte
in D-Mark bezahlt werden müßten, was zu einem ka-
tastrophalen Rückgang des Außenhandels der Ex-
DDR fuhrte. Außerdem wurde bekanntgegeben, daß
die Schulden der staatseigenen Betriebe (die sich als
eine beträchtliche Summe erwiesen) ebenfalls in D-
Mark zu zahlen wären. Die Bewahrung des sozialen
Friedens in Ostdeutschland, dessen Wirtschaft von
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der Bourgeoisie im Westen zerstört wutde, kostete
Milliarden an Arbeitslosengeldern zusätzlich. (laut
Financial Times vom 2i.01.93 ist die Anzahl der Indu-
striearbeitsplätze in der ehemaligen DDR um77% seit
der Wiedervereinigung gesunken.) Die Kosten zur
Versoqgung der Bevölkerung, zum Wiederaufbau der
Infrastruktur und zur Aufläsung des Großteils der be-
stehenden Untemehmen sind nach Schätzungen bis
fanuar 1993 auf eine Gesamtschuldensumme von 400
Milliarden DM angewachsen.

Um ein Uberhandnehmen der Inflation zu verhin-
dern, mußte die deutsche Regierung zumindest etwas
von dem Geld abzieheo das sie in die Wirschaft hin-
eingepumpt hatte. Kohl erkannte, daßdie Erhebungen
von Steuern in einem Maße, wie sie zum Ausgleichdes
Ha ushalts notwend ig wären, politischen Selbstmord
bedeutete. So enBchied er sich stattdessen für eine
Reihe von Maßnahmen, die die Hauptlast auf die Ar-
beiterklasse abwälzte: Anhebung derdirekten und in-
direkten Steuem, Kürzungen der Sozialleistungen,
Aufhebung von Tarifuerträgen für ostdeutsche Arbei-
ter und Durchsetzung langfristiger untertariflicher
Löhne. Nicht zu vergessen ist die einseitige Kündi-
gung der Lohn- und Urlaubsregelungen des bran-
chenweiten Tarifuertrages durch den westdeutschen
Verband der Metallunternehmer. Und in allen Indu-
striezweigen gab es massive Entlassungen. Trotz der
in mehreren großen Streiks und Fabrikbesetzungen
gezeigten Kampfbereitschaft wurden bis jetzt die Be-
mühungen der Arbeiter in Deutschland zur Verteidi-
gung ihres Lebensstandards durch den Verrat der
sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokraten ver-
eitelt.

Eine der Methoden, die von der deutschen Bour-
geoisie zum Herunterdrücken der Inflation ange-
wandt wurde, bestand darin, mit Hilfe der Bundes-
banlq dem quasi unabhängigen monetären Arm des
deutschen Staates, die Zinssätze in die Höhe zu trei-
ben. Zwischen 1989 und 1992 stiegen die Zinssätze für
Kredite an Banken um 4,75% (Financial  Times,
05.02.93). Im September 7992 kam es zu Turbulenzen
auf den internationalen Finanzmärkten, als Spekulan-
ten dazu übeqgingen, andere europäische Währungen
abzustoßen. Um innerhalb der Bandbreite des EWS zu
bleiben und den Wert ihrer eigenen Währungen zu
shitzen, mußten anderc Mitglieder der Cemeinschaft
große Mengen ihrer Bargeldreserven an fremden
Währungen verkaufen. Und sie mußten hohe Zinssät-
ze festlegen, um den relativen Wert ihrcr eigenen
Währungen gegenüber der D-Mark zu halten. Aber
hohe Zinsen bedeuteten eine Katastrophe für die
schwächeren nationalen Wirtschaften der EG, beson-
ders für ltalien und Britannien. Die Krise des Wäh-
rungssystems vom September 1992 hatte dann den
Austritt ltaliens und Britanniens aus dem EWS zur
Folge (vorläufig, wie sie behaupteten) sowie die Ab-
wertungen der portugiesischen, spanischen und iri-
schen Währungen.

Wenn aber die Krise vom September 1992 die Euro-
päische Gemeinschaft bereib stark schwächte, so traf
sie die Ereignisse im darauffolgenden Juli mitten ins
Herz: die deutsch-französische Allianz. Während des
Kalten Krieges war es ein Eckpfeiler imperialistischer
Politik ein Wiederaufkommen von Feindseligkeiten
zwischen den zwei traditionellen Rivalen des Konti-
nents zu verhindern. Der Konflikt wurde vermieden,
indem Frankreich ein militärischer und politischer

Einfluß eingeräumt wurde, der in keinem Verhältnis
zu seiner wirtschaftlichen Stärke stand. Mit dem Un-
tergang des Stalinismus wuchs in der französischen
Bourgeoisie das Mißtrauen, ein wiedervereinigtes
Deutschland könnte, in Abwesenheit der sowietischen
"Bedrohung" und im Gefühl seiner wiedererlangten
Macht, mehr dazu neigen, sich auf Kosten seines wen-
iger starken Nachbarn aufzuspielen. Frankreichs Stra-
tegie bestand darin, die EG zur Eindämmung deut-
scher Macht zu benutzen. Paris hat sich immer be-
müht, die Herrschenden in Bonn daran zu erinnern,
doch bitte als Kopf eines europäischen Deutschlands
zu handeln statt in der - von vielen mit Recht befürch-
teten - Rolle als Herren eines deutschen Europas zu
agieren. Anfang 1993 geriet Frankreichs neue rcchb-
gerichtete Koalitionsregierung unter Druclg einige
Maßnahmen zur Stimulierung der Wirtschaft zu er-
greifen. Aberdies hätte eine Abwertung des Franc be-
deutet und alle regierenden Parteien sahen sich ver-
pflichtet, den Franc fort (starken Franc), d.h. den gel-
tenden Wechselkurs zur DMarlg zu erhalten. Paris
konnte nicht gleichzeitig der Wirtschaft eine Starthil-
fe geben und den Wechselkurs des Franc beibehalten,
solange die Bundesbank sich nicht zur Senkung der
Zinsen und Abwertung der D-Mark bewegen ließ.
Aber den in Deutschland herrschenden Kreisen fiel d ie
Enbcheidung recht leicht, als sie zwischen Euro-Rhe-
torik und cash zu wählen hatten: Trotz ständiger Bit-
ten aus Paris, den höheren "kontinentalen Verant-
wortlichkeiten" gerecht zu werden, hatte die Bundes-
bank für das Anliegen, die allmächtige D-Mark mit
dem Franc absinken zu lassery nur Spott übrig. Sie ant-
wortete mit ein paar kosmetischen Gesten, verweiger-
te aber Ende Juli kategorisch die Senkung der Leit-
zinsen.

Als sie Blut im Wasser sahen, begannen die Piran-
has der Finanzmärkte, Francs in Erwartung einer mög-
lichen französischen Abwertung abzustoßen. Aber je-
der wußte, daß die Herausnahme des Franc oder der
D-Mark aus dem EWS das Ende der deutsch-französi-
schen Allianz,von Maastricht und des gesamten Pro-
jeks einer Europäischen Union bedeuten würde. Die
Instabilität der Wechselkurse würde bestehende euro-
päische Handelsstrukturen in nicht vorhersehbarer
Weise verändern und zur Hemmung neuer lGpitalin-
vestitionen beitragen. Zu viele Träume wiedercrlang-
ter europäisch-imperialer Grandeur, zu viele politi-
sche Karrieren und Versprechen und zu viele Geschäf-
te ruhten für die Herrschenden in Bonn und Paris auf
Maastricht, um voreilig dessen Totenschein auszustel-
len. Daher entschieden sie sich, es mit künstlicher Be-
atmung zu versuchen.

Anfang August konferierten die Finanzminister
und Notenbankchefs der EG-Staaten in Brüssel und
gaben bekannt, daß die Bandbreiten fürWechselkurs-
schwankungen von 2,25% ober- oder unterhalb des
festgesetzten Mittelkurses auf 15% angehoben wür-
den. Dies ist eine derart große Bandbreite, daß diese
Maßnahme in weiten Kreisen als ein Weg verstanden
wurde, das Ende des EWS bekanntzugeben, ohne da-
bei das Gesicht zu verlieren. Nachträglich wurde hin-
zugefügt, daß die Mitgliedsstaaten beabsichtigen, ihre
Währungen sobald wie möglich in die alte Bandbreite
zurückzubringen. Aber es ist gerade die Möglichkeit
des EWS und die gemeinsame europäische Währung,
die durch die Krise vom Juli 1993 in Frage gestellt
wurden.
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Wi rtschaftl iche I ntegratlon und
' real exist ierender Kapital ismusr
Das Projekt der europäischen Einheit war zuallererst
eine vori den wirtschäftlichen Interessen der wichtig-
sten kontinentalen Mächte vorangetriebene Allianz
und zweitens ein antisowietisches Zweckbündnis.
Aber es war nicht nur das. Es spiegelte die tatsächli-
chen internationalen wirtscha ftlichen Verbi ndungen
wider, die sich während der letzten fahrzehnte ver-
vielfacht hatten, sowie die Ambitionen der herrschen'
den Klassen Europas nach einer grcßeren Rolle in der
Welt. Für die "Besten und Intelligentesten" der Bour-
geoisie war die Einheit eine Hoffnung auf die konti-
nentweite Erneuerung und Effektivierung der kapi-
talistischen Ordnung. Aber die Finanzkrisen des letz-
ten Jahres begruben diese großen Hoffnungen; sie of'
fenbarten die Kuft zwischen den utopischen, idea-
listischen Luftschlössern der Bourgeoisie und dem
"real existierenden Kapita lismus".

Obwohl über Jahrzbhnte hinweg die gegenseitige
wirtschaftliche Durchdringung zugenommen hat,
sind die herrschenden Klassen von Europa nicht in der
Lage, die Beschränkungen de_s Nationalstaates zu
überwinden und die politische Organisation der kapi-
talistischen Gesellschaft mit den Erfordernissen ifuer
z-unehmend integrierten ökonomischen Grundl.lge. in
Übereinstimmung zu bringen. Nichs unterhalb der
Abschaffung des Privateigentums an den Produk-
tionsmittelnund der Organisation der Weltwirbchaft
auf der Grundlage bewußter Planung können den Wi-
derspruch lösen zwischen den heutigen globalen Pro-
duküvkräften und den politischen Grenzen, in denen
sie eingezwängt sind. Dies ist ein Widerspruch, der
schon ünermeßliche Zerstörungen im 20. Jahrhundert
verursacht hat, und der die Menschheit emeut mit
einer Katastrophe bedroht.

Der Versuch, ein vereinigtes Europa zu schaffen, hat
ernste Meinungsverschiedenheiten innerhalb und
zwischen den herrschenden Klassen des KontinenB
hervoqgerufen. Er hatte die Spaltung in der Führung
der regierenden Konservativen Partei von Britannien
zur Fölge. Mehr als irgendein anderer StreitPunkt
führte die Differenz um die Vereinigung Europas zum
Austausch der europafeind lichen Ma qga ret Tha tcher
gegen den europafreundlicheren John Maior als Pa.r-
[eiftihrer und Premierminister. Frankreichs neogaulli-
stische Partei, die Sammlungsbewegung für die Re-
publik (RPR) unter dem Vorsitz von Jacques Chirac,
ist bekannt für die Halbherzigkeit, mit der sie Maa-
stricht unterstützt; zwei ihrer führenden Politiker, Phi-
lippe Seguin und Charles Pasqua,, lratgn im Wahl-
kampf oFfen gegen den Vertrag auf. In der Sozialisti-
schen Partef gilt Mitterands ehemaliger Verteidi-
gungsmin ister- |ean-Pierre ChevÖnement als offener
Maastricht-Gegner.

Selbst Jacques Delors, der französische Euro-Büro-
krat, derdie EG personifiziert, verliert zunehmend die
Hoffnung, daß 

-die 
Verwirklichung von Maastricht

möglich ßt. In Deutschland, wo die Unterstützung. fu.r
die-europäische Vereinigung in der Veqgangenheit
stark wai, nimmt die offene Kritik an Maastricht zu.
Die deutsche Ratifizierung des Vertrags von Maa-
stricht wurde monatelang durch Beschwerden vor
dem Bundesverfass ungsgericht verzögert. Kohls (ehe-
maliger) Kandidat für das Amt des Bundespräsiden-
ten, 

"Steffen 
Heitmann, und Edmund Stoiber, der

bayerische CSU-Ministerpräsident, sp-rachen sich
küizlich öffentlich gegen eine, wie vom Maastrichter
Vertrag vorgesehene, weitere europäische Inte.Sration
aus. Stöibers Opposition, die die Zusammenarbeit sei-
ner Partei mit deh Christdemokraten und Liberalen in
der Bundesregieru ng unterminiert, beabsichtigt offen-
sichtlich, d ie Anziehungskraft der von den Republika-
nern geführten extrem nationalistischen lGmpagne
gegen Maastricht abzuschwächen.

Dfferenzen über die politische und wirtschaftliche
Integration Europas weiden in der europäischen Po-
litik noch für einä Barue Weile einen besonderen Stel-
lenwert einnehmen. 1992 wurden in drei Staaten über
den Vertrag von Maastricht Volksabstimmungen
durchgefühit. In Dänemark verfehlte der Vertrag
knapp die Mehrheit (obwohl dieses Ergebnis in einer
nachfblgenden Abstimmung revidiert wurde); in der
Republi'k lrland wurde Maa-stricht mit707o der Stim-
meh unterstützt. In Frankreich wurde die Zustim-
mung zu Maastricht mit einer hauchdünnen Mehrheit
erzielt. Dese Volksabstimmungen stellten die Linke
und die Arbeiterbewegung vor eine unmittelbar prak-
tische Frage: Welches Votum sollte zu Maastricht ab-
gegeben werden? Oder anders: Sol l te man sich
überhaupt an der Wahl beteiligen?

Die Wahl zwischen zwea ÜUeln '
Wuchernder National ismus oder
imper ia l is t ischer  Zusammenschluß
De Kontroverse über Maastricht ist einzig und allein
ein Streit darüber, wie der europäische Kapitalismus
oqganisiert werden soll. Marxisten haben die Pflicht,
ftii die langfristigen historischen Interessen der Arbei-
terklasse zu kirnpfen, die durch kein kapitalistisches
Modell vertreten werden können. Trotzdem haben es
die meisten Linken nicht verstanden, eine "Pest oder
Cholera "-Position einzunehmen. Soga r selbs ternannte
revolutionäre und trotzkistische Gruppen gesellten
sich zu den links-reformistischen Stömungen und
sprachen sich für ein "Neinn aus mit der Begründung,
däß wenn die "Nein"-Seite gewänne, dies in irgendei-
ner Weise einen Sieg für die Arbeiterklasse repräsen-
tiere.

DIE EIIROPÄTSCüE
stilEIxScrraFT
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Dese Position scheint von dem heutigen reaktionären
politischen Klima herzurühren. Vor fünfzig Jahren
hätten wenige Arbeiterparteien öffentlich geleugnet,
daß das Endziel die Abschaffung des Privateigentums
der Prod utionsmittel und dessen Ersetzung d utch den
Sozialismus sei. Die Diskussionen innerhalb der Ar-
beiterbewegung gingen darum, wie man dieses Ziel
am besten erreichen sollte: durch Reform oder Revo-
lution, mit der Volksfront oder durch die politische
Unabhängigkeit der Arbeiterklasse, durch .Sozialis-

mus in einem Land" oder durch die internationale
Ausweitung der Revolution.

Heute haben sich die Grundlagen der Dskussion
vollkommen verändert. Der größte Teil der Sozialde-
mokratie hat sich schon vorJahren öffentlich vom so-
zialistischen Ziel verabschiedet. Seit dem Zusammen-
bruch der UdSSR und der osteuropäischen Regime
haben sich die Überreste der stalinistischen Parteiän in
linke Sozialdemokraten verwandelt und sowohl in
Worten als auch in Taten dem Sozialismus abge-
schworen. Jetzt proklamieren fast alle großen Arbei-
teroqganisationen und -parteien offen, daß die Arbei-
terklasse sich kein höheres Ziel setzen könne als die
Erhaltung und Erweiterung der begrenzten sozialen
Errungenschaften, die den Kapitalisten in der Vergan-
genheit abgerungen wurden. De Beständigkeit der
kapitalistischen Gesellschaft wird nicht angezweifelt
und die einzige relevante Frage heißt: Welche Art von
Kapitalismus sollten wir haben? Mit anderen Worten,
dieöffentliche Diskussion bleibt heutzutage sogutwie
immer im Rahmen der büryerlichen Ideologie. Inso-
fern ist es leicht zu verstehen, warum viele angeblich
trotzkistische Gruppen instinktiv meine& daß ein Zu-
rückweisen des bürgerlichen Rahmens den Verzicht
auf massenorientierte Wa hlpolitik überhaupt bedeu-
ten würde und sich deshalb bemühen, lieber irgendei-
nen linken Flügel der Arbeiterklasse in der Kontrrc-
verse um Maastricht zu entdecken als sich zu isolieren.

Ein solcher Flügel ist aber nirgendwo aufgetaucht.
Es stimmt, daß die Mehrheit der Bourgeoisie und
deren politischen Vertreter Maastricht-Befürworter
waren. Die markanteste Opposition, die geaüßert
wurde, kam aber nicht von denen, die Maastricht zu-
rückwiesen, weil sie gegen eine kapitalistische Zu-
kunft waren. Sie wurde vielmehr von einer rcchts-
gerichtetery nationalistischen, bürgerlichen Minder-
heit vertreten. Thatcher und Seguin wanen gegen den
Vertrag, weil sie befürchteten, daß ihre eigene Bour-
goisie Teile ihrer tradionellen Vorrechte dem ihrer
Meinung nach von Deubchland dominierten Mini-
sterrat in Brüssel opfern müßten. Hinterdiesen "Main-

stream"-Konservativen standen wiederum Enoch
Powell und Jean-Marie Le Pen, dercn politische Kar-
rieren darauf beruhen, chauvinistischen Haß gegen
Immigranten zu schüren.

In der franzftischen Volksabstimmung stimmten
auch die Kommunistische Partei Frankreich (KPF)
und eine MinderheitderSozialistischen Partei (SP) mit
"Nein'. Die KPF warnte zwar manchmal davor, daß
Maastricht großere Arbeitslosigkeit und Austerität
mit sich bringen würde. Aber die gleiche KPF kapitu-
liert seit Jahren vor der wachsenden Immigranten-
feindlichkeit in den Arbeitervororten von Paris und
anderen Städten, wosie Stimmenan Le Pens Front Na-
tional verlorcn hat. Auch die PS-Minderheit hat in den
letzten zehn Jahren der franzcisischen Arbeiterklasse
ein Austeritätsprogramm aufgezwungen. Es ist rich-

tig, daß in der Abstimmung im September 1992 im
Großen und Ganzen entlang der Klassenlinie abge-
stimmt wurde; in den woilhabenden Regionen wurde
massiv für Maastricht votiert, während die Mehrheit
der Arbeiter und Kleinbauern dagegen stimmten. Die
Ablehnung von Maastricht seitens der französischen
Arbeiter drückt eine tiefe Unzufriedenheit über eine
sich verschlechternde Wirtschaft und den als dafür
verantwortlich angesehenen Politikern aus. Doch da-
rüberhinaus bleiben die politischen Implikationen der
"Nein"-Haltung unklar. Die Arbeiterklasse und die
Kleinbauern sind auch Opfer wachsenden Chauvinis-
mus und zunehmender Fremdenfeindlichkeit gewor-
den. Ihre Unzufriedenheit ist nie über das Stadium
eines vagen und unausgegorenen Protestes gegen die
herrschenden Verhältnisse hianusgegangen. Von A n-
fang an gab es implizit eine Wahl zwischen gößerer
europäischer Einheit und dem Status Quo. Revolutio-
näre weigern sich, zwischen diesen büqgerlichen Gift-
mischungen zu wäNen und ruftn zur Opposition
gegen beide kapita lis tische " Optionen" der vers tä rkten
Ausbeutung auf.

VS st immt mi t  "Nein"

Ernest Mandels Vereinigtes Sekretariat der Vierten In-
ternationale (VS) befürwortete ein 'Nein" in der fran-
zösischen Volksabstimmug. International Viewpoint
vom 12. Oktober 1992 behauptete:

"Die grundlegende Frage in dieser Volksabotimmung
war: 'will man die Mittel für die kapitalistische Um-
strukturierung rationalisieren und die Kohärenz der
Austeritäbpolitik in ganz Europa verslärken' und die
eindeutig sozialistische Anwort darauf lautete natür-
lich'Nein'".

Maastricht repräsentierte htsächlich die von der euro-
päischen Bourgeoisie bevorzugte Methode, die aktu-
elle globale Offensive gegen die Arbeiterklasse zu
führen. Das Problem in der Herangehensweise des VS
aber besteht darin, daß hier impliziert wird, daß eine
Kapitalistenklasse, die außerhalb der EG stände, ir-
gendwie immun gegen die Zwänge der internationa-
len Konkurrenz und Rationalisierung wäre und es
nicht nötig wäre, zu Austeritätspoltik und Streikbruch
zu greifen. [...]

Wenn z.B. Briannien aus der EG ausEäte, könnten
wir dann erwarten, daß der kapitalistische Druck auf
die Arbeiter abnähme? Würden die Gewerkschaften
dann etwa an Einfluß gewinnen? Es gibt keinen
Grund, das zu glauben. Einererfolgreichen Kampagne
für den Austritt aus der EG würde sich ein Angriff
unterdem Motto "England wird niemals untergehen"
anschließen. Die Thatcher-Anhänger würden die Be-
völkerung dazu aufforder& "britisch" zu kaufen, den
Gürtel enger zu schnallen und die Produktion zu stei-
gern, um die unbezahlbaren Traditionen ihrer freien
Inselnation zu bewahren. [...]

De LCR (tnnz. Sektion des VS) hatte offensichtlich
beträchtlic he Schwierigkeiten, ih r' progressives Nein "

von dem guten alten "Nein" der Chauvinisten und
Protektionisten zu unterscheiden. Aber das ist nicht
einfach Resultat einer taktischen Unbeholfenheit. Der
praktizierte Opportunismus zwingt das VS dazu, bei
sogut wieallen Ereignisseneine "prcgressive Seite" zu
finden - vom Sieg des islamischen Fundamentalismus
im Iran bis hin zur Restauration des Kapitalismus in
Polen und in derehemaligen Sowjetunion.
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Klassenpol i t ik und
dle "Nein ' -Kampagne

Zu dem VS im nNeinn- l,ager gesellt sich die Interna-
tionale Komunistische Liga (IKL), dominiert von der
Spartacist League (USA). Deren Propaganda zu Maa-
stricht hat einen etwas vagerlen Ton, was auf die
fthwierigkeiten hinweist, eine harte, linke Argumen-
tation fürein'Nein* zu entwickeln. [...1

Wie das VS argumentierte Worken Vanguard, daß
Maastricht eine bewußte Strategie gegen die Arbeiter-
klasse ausdrücke:

"... klassenbewußte Arbeiter erkannte& daßdie vorge-
scNagene Währungsunion beabsichtigt, die Löhne
und Sozialleistungen niedrig zu halten und zusam-
menzusheichen". ... "... die Männer, die die EG fäfuen,
sind keine Strndenb<icke; sie emiedrigen und beuten
die arbeitende Bevölkerung in Frankreich und dem
restlichen Europa wirklich und wahrhaftig aus. Sie
sind verantwortlich für die arbeitslosen StaNarbeiter
in Lorraine und die arbeiblosen Hafenarbeiter in Mar-
seilles" (WV, 02.10.92).

Das stimmt wohl. Aber es stimmt auch, daß die bür-
gerliche Opposition gegen den Vertrag angeführt
wurde von Individuen, die nicht minder arbeiter-
feindlich sind. WV gab dies zu, als er bemerkte, daß
der linksgerichtete Sozialdemokrat Chevönement (an
dem sich die pabloistische LCR orientierte) "ein Pnc-
gramm der wirtschaftlichen Autarkie und eines infla-
tionären Finanzwesens [vertritt], das die Arbeits-
losigkeit kein bißchen vermindern wird ...'.

Das am militantesten klingende Argument, das die
IKL vorbrachte, war, daß eine Niederlage für Maa-
stricht den jetztigen Herrschern einen Schlag verset-
zen würde und Klassenkämpfe initiieren könnte. In
der Ausgabe vom September 1992 erklärte Le Bolch€-
vik (die franzöxische Zeitung der IKL):

'Wir rufen dazu auf, nein zu stimmen ... weil wir
wissery daß ein Sieg für ein'Nein' diese arbeiterklas-
senfeind liche und antisowje tische Regieru ng noch ein
wenig mehr schwächen und einen Bruch hervorrufen
würde, aus dem die Arbeiterklasse Nutzen ziehen
könnte".

De Vorstellung, daß Revolutionäre automatisch mit
nNein" stimmen sollten in der Hoffnung, die existie-
rende bürgerliche Regierung zu "schwächen" und
einen "Bruch hervor[zu]rufen", ist Man<isten fremd.
Revolutionäre haben kein Interesse an einer Destabili-
sierung per se. Die Frage ist, wem würde eine solche
Entwicklung nutzen? In einer Situation, in der die Ar-
beiterklasse in Kampfstimmung ist und die Kapitali-
sten sich in der Defensive befinden, könnte die Ini-
tiierung eines "Bruches" ein wichtiger Schritt sein, um
die Bourgeoisie mit der Frage der Staatsmacht zu kon-
frontieren. Aber in Frankreich ist es im Augenblick
eher wahrscheinlich, daß Le Pens Front National die
Hauptnutznießerin eines solchen "Bruches " wät€.

Unter lmpegial isten gibt es kein
"k le ineres Ubel"
Die Volksabstimmungen zu Maastricht fanden vor
dem Hintergrund des Zusammenbruchs der Sowieh
union statt, einer entscheidenden Niederlage für die
Arbeiterklasse. Die große Mehrheit der Arbeiter, die
Sozialismus gleichsetzte mit Stalinismus, folgerte aus
dem Fall des Stalinismus, daß der Sozia lismus geschei-
tertsei. Gleichzeitig wiederholt die kapitalistische Pro-

Britischc Maastbht-Gcgncr fordcm cin Rcfcrcrdum

pagandamaschine bis zum Erbrechen die Behaup-
tung, daß die Arbeiter keine von ihren Herrschern un-
abhängige historische Interessen und Zele hätten. [...]

Anders als die Reformisten machen wir unseren
Herrschern keine korstruktiven Vorschläge, wie die
Vertretung der nnationalen Interessen" vorwärts ge'
trieben werden soll. Wir treten ftir die Intercssen der
Unterdrückten ein und versuchen, den Widerstand
gegen iede kapitalistische Maßnahme zu organisieren,
die die Bedrängten und Ausgebeuteten benachteiligt.
Revolutionärc widersetzen sich jedem Vercuch, die
Arbeiterklasse mit Nationalismus und Protektionis-
mus zu veqgiften, da solche Ansichten das Klassenbe-
wußtsein, das nur internationalistisch sein kann,
unterminieren. So treten wir nicht für "freien Handel"
ein und beziehen keine Position, wie die lGpitalisten
mit ihrer Zahlungsbilanz, ihren Handelsbedingungen
oder Währungsschwankungen fertig werden sollten.
Wir befürworten weder einen starken Dollar, Pfund,
Markoder Yen noch eine schwache Währung, weder
eine Rückkehr zum Goldstandard noch freie Wechsel-
kurse. Dies sind alles innerkapitalistische Auseinan-
dercetzungen und wir sollten dem von Lenin in "Der

Imperialismus als hochstes Stadium des Kapitalis-
musn zitierten Rat Hilferdings folgen:

Die Antwort des Proletariab auf die Wirtschafbpoli-
tik des Finanzkapitals, den Imperialismus, kann nicht
der Freihandel, kann nur der Sozialismus sein" (Lenin
Werke,N.?ZS.M) .

Workers Vanguard stellt fust:
'I(urdristig wird das Scheitern des Maastricht-Pro-
iekb tendenziell Amerika politisch nutzen, das die eu-
ropäischen Bourgeoisien leichter gegeneinander
ausspielen kann. Aber auch wenn der deutsche Impe-
rialismus aufsteigt ... und fähiger wird, seinen Willen
wirtschaf tlich (und militärisch) durchzusetzen, würde
dies nicht auf eine Ara der Harmonie und des Wohl-
süandes hirwveisen, sondern auf eine des imperialisti-
schen Krieges".

Ein guter Punkt, aber einer, der schwer zusammen-
paßt mit dem Befürworten eines nNeinn (oder eines
"Ja'). Wenn Maastricht scheitert, nutzt das den USA;
wenn Maastricht Forechritte macht, profitiert das
deutsche lGpital; welchen Imperialismus sollen die
Arbeiter also vorziehen - den deuBchen oder den US-
amerikanischen?
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Der Vertrag von Maastricht ist ein Versuch, dem euro-
päischen Kapital im Konkurrenzkampf mitJapan und
Nordamerika bessene Ausgangsbedingungen zu ver-
schaffen. Mailisten verurteilen die innerimperialisti-
schen Rivalitäten als einen Vorläufer der offenen
militärischen Auseinandersetzungen. Das Scheitern
Maastrichts jedoch, oder sogardie Auflosung der EG,
würden solche Rivalitäten nicht beenden; vielmehr
würden die schärfsten Konflikte dann innerhalb Euro-
pas ausgetragen werden. Die eine oder andere Macht
würde füiher oder später eine Allianz mit den USA
oder Japan eingehen und ihre regionalen Konkurren-
ten dazu zwingen, in einem anderen Block Schutz zu
suchen. Wir kämpfun gegen den Imperialismus und
gegen jede Manifestation seines reaktionären sozialen
Charakters. Das heißt, daß wirdie Arbeiterklasse nicht
in Diskussonen verstrickt sehen wollen über das Für
und Wider der einen oder anderen Allianz der herr-
schenden Klasse. In einer historischen Perspektive be-
fürworten wir einen weltweiten ökonomischen Zu-
sammenschluß. Aber wir erkennen, daß dieser unter
dem Imperialismus nicht in fortschrittlicher Weise zu
erreichen ist.

Die "Europäische Konst i tu ierende
Versammlung"  der  LRKI
De Liga für eine Revolutionär-Kornmunistische Inter-
nationale (LRKI, geführt von der britischen Workers
Power Gruppe) hat in ihrem Trotskyist Bulletin No. 2
(02J1.92) eine Erklärung zu Maastricht veröffentlicht.
Dort spricht sie davon, daß "innerhalb eines Jahr-
zehnts" die Bewegung für Maastricht "die Bildung
eines föderalistischen europäischen imperialistischen
Superstaates bedeuten könnte'. Im Hinblick auf das,
was alles geschehen ist, seitdem diese Worte geschrie-
ben wurden, werden die Verfasser wahrscheinlich
wünschen, daß sie etwas vorsichtiger volgegangen
wärcn. Allerdings,anders als beim VSund derIKL, ist
die Grundrichtung der Linie zu Maastricht zumindest
korrekt, wenn die LRKI dazu aufruft, gegen beide bür-
gerlichen l-ager zu stimmen. De Position der LRKI zu
Maastricht wird getrübt durch ihre Forderung:

-Fil'r die Wahl einer Souveränen Europäischen Konsti-
hrierenden Versammlung in allen Ländern, die in der
EG sind oder sich der EG arscNießen wollen, einbe-
rufen und geschützt von den kämpfenden Organisa-
tionen der Arbeiterklasse".
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Die Forderung nach einer nSouveränen Europäischen
Konstituierenden Versammlung" mag fa zu Little-
England fuzialisten wie Tony Benn gut Passen, der sie
a ls irgendeine interna tionalistische Tarnung benutzen
könnte. Warum aber sollten Revolutionäre solch eine
Losung aufstellen? Man<isten benutzen die Forderung
nach einer Konstituierenden Versammlung, um den
Widersta nd der Bevölkerung gegen bonapartis tische
Diktaturen zusammenzufassen und um die Massen
für den Versuch zu mobilisieren, den Kampf für die
bürgerliche Demokratie in eine revolutionäre Rich-
tung zu wenden. Aber es gibt keine Verbindung zwi-
schen der Einberufung einer Europäischen Konstitu-
ierenden Versammlung und einer europäischen Ar-
beiterregierung.

NurOpportunisten könnenso tun, als sei diegegen-
wärtige Stimmung für ein Vereinigtes Europa eine
leere Hülse, in die man nur diejenigen sozialen und
Klassenverhältnisse hineinzufüllen braucht, die ei-
nem gefallen. Wie auch immer man die Forderung
nach einer Konstituierenden Versammlung in Europa
angeht: Sie hat zum Inhalt, die Bildung einer Institu-
tion, "einberufen und geschützt von den kämpfenden
Oqganisationen der Arbeiterklasse", zu befürworten,
die auf die kapitalistischen Vereinigten Staaten von
Europa hinausläuft. Das Projekt eines vereinigten ka-
pitalistischen Europas ist ausschließlich bürgerlich,
genauso wie die Verteidigung der Vorrechte der im-
perialistischen Na tionalstaaten. Die verschiedenen in-
terna tionalen Allianzen der imperialis tischen Mächte
sind alle durch und durch reaktionär und kein doppel-
deutiges Gerede von Zentristen vermag irgendeinen
revolutionären Gehalt aus einer Taktik herauszuho-
len, die die Illusion einer friedlichen Harmonisierung
der innerimperialistischen Konkurrenz voraussetzt.
Deshalb ist die Forderung der LRKI nicht nur einfach
utopisch, sie ist vielmehr reaktionär utopisch, insofern
sie die reaktionäre Illusion fördert, daß eine Vereini-
gung Europas auf kapitalistischer Grundlage einen
prcgressiven Inhalt haben könnte.

Seid real ist isch:
Kämpft für den Sozial ismus!
Die Fragery die Maastricht aufwirft, sind sefu wichtig
für die. Bestimmung der Politik in der Postsowieti-
schen Ara. Die "russische Frage", wie wir sie gekannt
haben, wird als Prüfstein rcvolutionärer Politik inZu'
kunft an Bedeutung verlieren. Sie wird ganz oben auf
der Liste der historischen Erfahrungen des Prcletari-
ats stehen, zusammen mit den Lehren der Pariser
Kommune, der deutschen Revolution von 1918 oder
dem spanischen Bürgerkrieg. Die russische Frage wird
das entscheidende geschichtliche Beispiel für den
höchsten Punkt bleiben, den die internationale Arbei-
terbewegung bisher erreicht hat; ein Beispiel, das un-
vergleichliche Lehren für Revolutionäre bietet. Aber
dennoch wird sie ietzt nicht mehr direkt bei der Beur-
teilung jeder Frage der Weltpolitik wie in der Vergan-
genheit eine Rolle spielen. Fragen, die sich aufgrund
äer Beziehungen der "eigenen" imperialistischen
Herrscher zu deren Rivalen stellen, werden jetzt deut-
licher als zuvor ins Zentrum revolutionärer Politik
rücken. Der Wettlauf zwischen proletarischem Be-
wußtsein und der nächsten Runde inner-imperialisti-
scher Feindseligkeiten wird die Zukunft der Mensch-
heitbestimmen.
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Der Kampf um das proletarische Bewußtsein, so
scheint es, könnte diesen Wettlauf verlieren. Die we-
sentlichen Elemente dergegenwärtigen Situation - der
wirtschaftliche Niedeqgang, die Explosion ethnischen
und nationalistischen Hasses, die zunehmende Riva-
lität zwischen den kapitalistischen Staaten und impe-
rialistischen Blöcken - sind weitgehend den Ge-
gebenheiten vor den zwei Weltkriegen ähnlich. Das
eine Element aber feNt - ein militantes, sozialistisches
Proletariat. Und dennoch: Trotz der Deindustrialisie-
rung Nordamerikas und Britanniens, trotz des An-
wachsens des'Dienstleistungs"-Sektors, behält die
organisierte Arbeiterklasse das soziale Gewicht und
die ökonomische Macht, um alle Unterdrückten in
einen erfolgreichen Angriff auf die bestehende gesell-
schaftliche Ordnung zu führen. Durch die Auswei-
tung der  indus t r ie l len  Entw ick lung au f  d ie
ehemaligen Kolonien und 'Neo-Kolonienn hat die
Göße und das gesellschaftliche Gewicht der Arbeiter-
klasse i nternational wesentlich zugenommen.

De Zusammensetzung des Proletariats in den im-
perialistischen Zentren verändert sich - sein Bewußt-
sein und politischer Wille sind durch die unzähligen
Verrätereien der Stalinisten und der Sozialdemokra-
ten untergraben worden. In die gleiche Richtung wirk-
ten die lllusionen, die sich aufgrund der relativen
Prosperität der Nachkriegszeit herausbildeten. Aber
gerade dieser Lebensstandard der Nachkriegszeit
wird jetzt in allen imperialistischen Ländern angegrif-
fen. Um zurückzuschlagen bra ucht d ie Arbeiterklasse
die entwickelste Theorie und politische Praxis, die die
Geschichte der Klassenkämpfe anzubieten hat. Dese
fortgeschrittenste Theorie und Praxis ist nach wie vor
der Marxismus, ungeachtet dessen, daß dieser durch
die falsche Gleichsetzung mit dem Stalinismus unpo-
pulär wurde. Die Arbeiterklasse wird den Mancismus
wiederentdecken - aber nur dann, wenn dessen grund-
sätzliche Prämissen, vorallemdie politische Unabhän-
gigkeit der Arbeiterklasse, sotgsam bewahrt werden
gegen den anhaltenden Druckder bürgerlichen Reak-
tion in der Epoche des kapitalistischen Niedergangs r
(Gekürzte übrsetzung aus'1.9'17 73: Maastricht Houx of
Cmds Collapses)
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